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In der Begründung dieses Antrages
heißt es:
Die Bürgerinnen und Bürger unserer
Stadt sind direkt betroffen. Die Flugha-
fen-Region hat unter ständigem Flug-
lärm bei Tag und Nacht zu leiden. Da-
bei ist der Lärm schwerer Militärma-
schinen oft unerträglich angestiegen.
Über 30 Militärflüge gibt es z.Zt. täg-
lich.
In der Mitteilung des Hessischen Flug-
lärmbeauftragten heißt es:
Geflogen wird mit den großen und lau-
ten Galaxy und Globemaster III. Gala-
xy-Starts wird es vorzugsweise in den
frühen Morgenstunden geben. Schon
zynisch heißt es in der US-Information:
„Die überwältigende öffentliche Unter-
stützung und das Verständnis der Be-
völkerung für den 24-Stundenbetrieb
wird dankbar entgegengenommen.“
Wir alle wissen, die US-Amerikaner
bereiten neue Kriegsabenteuer vor und
die Rhein-Main Air Base hat eine, wie
sie mitteilen, „strategische Schlüssel-
stellung“.
Keiner weiß, was über unsere Köpfe
transportiert wird.
Tatsache ist, die militärische Nutzung
des Rhein-Main  Flughafens besteht in
Transporten von Militärgütern und der
zeitweisen Stationierung von Tankflug-
zeugen. Diese führen z.B. bis zu 90
Tonnen Kerosin als Last zusätzlich zum
eigenen Treibstoff beim Start mit sich.

Militärflüge sofort einstellen
Auf Antrag der DKP/OL-Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung von Mörfelden-Walldorf
wurde nachfolgende Resolution beschlossen: „Die Stadtverordnetenversammlung Mörfelden-
Walldorf fordert die sofortige Einstellung aller Militärflüge vom Flughafen Rhein-Main.
Nach den Worten der Bundesregierung zu den aktuellen US-Kriegsplänen müssen Taten folgen.
Wir fordern deshalb eine Initiative der Bundesregierung, dass von den jetzigen US-Stützpunkten
keinerlei Tankflugzeuge und Flugzeuge mit Waffen starten dürfen.“

Der orientierungslose Flug eines Mili-
tärtransporters, beladen mit Waffen und
Munition, am 10. Juli d.J. ist uns noch
genau in Erinnerung.
Wir erwarten eine deutlichere Absage
der Bundesregierung an ein Militär-
abenteuer im Irak, das auch für uns
ungeahnte Folgen haben kann.
Wir erwarten den Abzug der deutschen
Fuchs-Panzer aus Kuwait und ein deut-

sches Veto bei der Nato zum Krieg
gegen Irak.
Nicht nur die deutschen, sondern auch
die US-amerikanischen Militärbasen in
der Bundesrepublik sollten der Armee
für den Fall eines Kriegs gegen Irak
nicht zur Verfügung stehen. Von Frank-
furt am Main, Ramstein oder Spang-
dahlem darf kein US-Flugzeug Rich-
tung Irak abheben.

Da kann man nur noch mit dem Kopf schütteln
Jeder weiß es eigentlich: Der Fluglärm ist angestiegen, immer mehr
Militärmaschinen sind daran beteiligt, vor allem in der Nacht leiden die
Menschen unter dem Lärmterror.
Die DKP/OL-Fraktion stellte den Resolutions-Antrag „Militärflüge so-
fort einstellen“, u.a. weil viele Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt
uns darauf angesprochen haben. Der Antrag wurde angenommen mit
23 Stimmen von SPD und DKP/OL gegen zwölf Stimmen der CDU und
FDP. Die Grünen hatten zuvor bei einem anderen Thema die Stadtver-
ordnetenversammlung verlassen.
In der Debatte hielt sich die SPD zurück, der FDP-Sprecher sagte
etwas wie „da stimmen wir nicht mit, das landet doch in einer Schubla-
de“; seinen „großen“ Auftritt hatte aber Winfried Groß von der CDU (der
Mann, der mal Bürgermeister werden wollte): „Mir ist egal von wo die
Maschinen fliegen, wichtig ist, daß sie überhaupt fliegen. Diese US-
Maschinen sind unterwegs um Demokratie und Freihheit weltweit zu
sichern.“ Da gab es doch verstörte Mienen im Parlament.
Viele Menschen, die ich in den nächsten Tagen deshalb ansprach,
meinten denn auch: „Da kann man nur noch mit dem Kopf schütteln!“

   Rudi Hechler
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Aufruf des Gewerkschaftlichen
Netzwerkes gegen den Krieg

Frieden schaffen -
Probleme ohne mili-
tärische Gewalt lösen

„Frieden ist nicht alles, aber ohne Frie-
den ist alles nichts“ (Willy Brandt).

Wenige Jahre nach dem Ende des
Kalten Krieges sind Gewalt und Militär-
einsätze allgegenwärtig. Der „Krieg
gegen den Terrorismus“ kann sich in
ganzen Weltregionen zu einem Flä-
chenbrand ausweiten. Ein „Kreuzzug“
gegen politisch missliebige Staaten ist
angekündigt. Staaten werden in Gut
und Böse eingeteilt und mit militäri-
scher Gewaltanwendung bedroht. Als
nächstes Ziel wird der Irak genannt.
Die US-Rüstung erfährt historische
Steigerungsraten wie in der Reagan-
Ära. Die Nato-Verbündeten sollen nach-
ziehen. Eine neue Militärstrategie setzt
auch präventiv überall dort auf Militär-
einsätze, wo Washington US-Interes-
sen bedroht sieht. Der Atomkrieg soll
zum Mittel der Politik werden.
Dafür gibt es in der globalisierten Welt,
die sich auf die Errungenschaften der
Zivilisation beruft, keine Rechtfertigung,
weder politisch noch moralisch.
So wenig wir Terrorismus akzeptieren,
so unmissverständlich sind wir gegen
Krieg. Krieg ist keine Lösung, weil er

selbst Terror bedeutet, der die Bevöl-
kerung trifft und die zivile Infrastruktur
zerstört. Die Folgen für eine humane
Weltentwicklung sind unabsehbar.
Schon durch die Ankündigung weiterer
Militäraktionen werden Bemühungen
um zivile Konfliklösungen erschwert
oder unmöglich gemacht.
Friedenspolitik ist zugleich Entwick-
lungspolitik. Deshalb müssen die rei-
cheren Industriestaaten zur Entwick-
lung gerechter weltwirtschaftlicher
Strukturen und zum Abbau der Armut
beitragen. Konfliktvermeidung bedeu-
tet, die Ursachen der Gewalt, wie un-
würdige Lebensbedingungen, soziale
Ungerechtigkeiten und Mißachtung der
Menschenrechte zu beseitigen sowie
Waffenexporte einzustellen.
Der sogenannte Antiterroror-Krieg muß
umgehend beendet, er darf keinesfalls
ausgeweitet werden. Denn soziale und
ökonomische Konflikte müssen auf zi-
vilem Weg ohne militärische Gewalt
gelöst werden, wie es schon das DGB-
Grundsatzprogramm verlangt.
Statt „uneingeschränkter Solidarität“ mit
Kriegspolitik der US-Administration
muss die Bundesregierung zur Dees-
kalation beitragen. Die internationalen
Beziehungen müssen entmilitarisiert
werden.
Das Völkerrecht muß wieder Geltung
erhalten.
Bundeswehrsoldaten haben in den
Kriegsgebieten des sogenannten Anti-
terrorkrieges nichts zu suchen.
Die neue Natostrategie, die nicht mehr
auf Landesverteidigung, sondern auf
weltweite Intervention zur Durch-
setzung wirtschaftlicher und machtpo-
litischer Interessen abzielt, muß aufge-
geben werden. Sämtliche Massen-
vernichtungswaffen (atomare, chemi-
sche und biologische) sind zu vernich-
ten. Neue Massenvernichtungswaffen,
auch sogenannte Mininukes, dürfen
nicht entwickelt und produziert wer-
den.
Die Rüstungsausgaben sind drastisch
zu senken. Der Sozialabbau, der ins-
besondere die Länder und Gemeinden
in den Ruin treibt, ist zu stoppen. Für
die Rüstung vorgesehene Gelder sind
zur Lösung sozialer, bildungs- und ar-
beitsmarktpolitischer Aufgaben einzu-
setzen.
Demokratische Bürgerrechte dürfen im
Zeichen des sogenannten Antiterror-
kampfes nicht eingeschränkt oder gar
aufgegeben werden.
Eine Politik der Abrüstung und Kon-
fliktprävention, der Gerechtigkeit und

CDU Mörfelden für
US-Militärflüge
über Rhein-Main

Dass die pressewirksamen Ver-
lautbarungen des CDU-Wahlkreis-
kandidaten gegen  Militärflüge der
US-Airforce vom Rhein-Main-
Flughafen reiner Wahlkampf sind,
weiss eigentlich jeder.
Die Mörfelder CDU sagt deutlich,
worauf es den „christlichen“ De-
mokraten ankommt: Die Amerika-
ner sollen und müssen von Frank-
furt aus fliegen, weil sie weltweit
Frieden und Freiheit bringen. Des-
halb ist Ex-Bürgermeisterkandidat
Groß froh, dass die Galaxy und
Globemaster über Mörfelden-
Walldorf hinwegdonnern. Hat er
in der letzten Stadtverordneten-
versammlung gesagt.
Die CDU hat mit der FDP gegen
einen Resolutionsantrag der DKP/
OL gestimmt, die Militärflüge ein-
zustellen. Die Grünen hatten die
Sitzung verlassen. Mit den Stim-
men von SPD und DKP/OL wurde
die Resolution beschlossen. Wir
halten das für ein wichtiges frie-
denspolitisches Signal aus dem
Stadtparlament.
Die Signale der „Schwarzen“ sind
anders gestellt.                          GS

Die US-Kriegsvorbereitungen lau-
fen auch über die US-Airbase
Frankfurt. Deutsche Behörden
erhalten keine Auskunft über die
Vorgänge. Transportiert werden
Waffen, Raketen und Munition.
Zivilpiloten konnten das nächtli-
che Verladen von Apache-Kamp-
hubschraubern beobachten.
Wir fordern von der Bundesregie-
rung: Von Frankfurt, Ramstein
oder Spangdahlem dürfen keine
Kriegseinsätze geflogen werden.

der internationalen Solidarität, die wir
wollen, muß mit der militärischen Auf-
rüstung Schluß machen, ehe sie noch
mehr Unheil anrichtet.

Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V.
c/o Frankfurter Gewerkschaftshaus
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77
60329 Frankfurt am Main

Willkommen
auf den Web-Seiten

der DKP
Mörfelden-Walldorf

www.dkp-mw.de

Wir freuen
uns auf

Ihren Besuch!
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GEMEINSAM GEGEN DEN FLUGHAFENAUSBAU

Kondensstreifen
verändern das Klima

Die Kondensstreifen hochfliegender
Flugzeuge beeinflussen die Tempe-
raturen am Boden kräftig. Das haben
Forscher herausgefunden, als nach
dem 11. September 2001 der Flugver-
kehr über Nordamerika zum Erliegen
gekommen war.
Unter bestimmten Bedingungen bil-
den sich aus den Kondensstreifen fei-
ne Zirruswolken, die tagsüber einen
Teil des Sonnenlichts reflektieren und
so die darunter liegenden Regionen
der Erde wie natürliche Wolken ein
wenig kühlen. In der Nacht wiederum
verhindern die künstlichen Wolken aus
Kondensstreifen genau wie Wolken
das Abstrahlen von Wärme in den
Weltraum. Dieser Effekt führt dazu,
dass sternklare Nächte erheblich käl-
ter als wolkenverhangene Nächte sind.
Diese Theorie war jedem Klimafor-
scher bekannt. Keine Zahlen aber gab
es zu den tatsächlichen Temperatur-
Unterschieden durch Kondensstrei-
fen, weil es keine Vergleichswerte
ohne Flugverkehr gab, da über Nord-
amerika und Europa immer Jets am
Himmel kreuzen. Bis zum 11. Sep-
tember 2001, als der Flugverkehr in
Nordamerika nach den Anschlägen

Niederlage für die
Ausbaubetreiber

Der Hessische Verwaltungsgerichts-
hof hat die Klagen von acht Kommu-
nen gegen den Regionalplan Südhes-
sen, der Aussagen zum geplanten
Ausbau des Flughafens enthält, zwar
abgewiesen, den Klagen gegen den
angefochtenen Landesentwicklungs-
plan gab das Gericht zumindest teil-
weise statt.
Dies hat die hochfliegenden Ausbau-
pläne der Fraport empfindlich gestört.

In einer Presseerklärung des „Bündnis
der Bürgerinitiativen“ heißt es: „Das
Urteil des VGH Kassel ist ein weiterer
Schlag ins Gesicht der brutalstmögli-
chen Ausbaubefürworter, nämlich der
Hessischen Landesregierung, insbe-
sondere des Wirtschaftsministers
Posch, aber auch in das des Regie-
rungspräsidenten in Darmstadt.
Sie alle haben - nicht zuletzt im Raum-
ordnungsverfahren - immer wieder be-
tont, sowohl der Regionalplan Südhes-
sen als auch der Landesentwicklungs-
plan schrieben eine Erweiterung des
Frankfurter Flughafens gleichsam vor.
Nun stellt der Hess. Verwaltungsge-
richtshof auf die Klagen von Städten
und Gemeinden fest, dass der Regio-
nalplan Südhessen gar keine verbind-

Oppositionsführer Gerhard Bökel (SPD)
will es halt „besser machen“ . Er  sieht
in der Kasseler Entscheidung das
„handwerkliche Unvermögen der
Landesregierung“ belegt.

Seine Aussage am 6. 8. 2002:
„. . . unter einer SPD-Regierung wird es
den Flughafenausbau geben, wenn die
Bedingungen des Mediationspaketes
erfüllt sind.“

liche Rechtsvorschrift ist. Der Lan-
desentwicklungsplan ist in seiner Aus-
sage über die geplante Erweiterung
der Frankfurter Flughafens wegen der
fehlenden Mitwirkung der Gemeinden
sogar nichtig. Die Landesregierung
hat somit von den Richtern beschei-
nigt bekommen, dass sie die gesetz-
lichen Rechte der klagenden Städte
und Gemeinden in rechtswidriger
Weise missachtet hat. Das Bündnis
der Bürgerinitiativen stellt fest, dass
Regierung und Minister wiederum
versucht haben, das Recht zurecht-
zubiegen, nur um das unverantwortli-
che Ziel eines Flughafenausbaus in
dichtbesiedeltem Gebiet gegen den
Willen der betroffenen Städte und Ge-
meinden und der Einwohnerschaft
durchzusetzen. Das Bündnis dankt
den klagenden Gemeinden für ihr En-
gagement.“

auf das World Trade Center und das
Pentagon für drei Tage nahezu voll-
ständig ruhte. Bei fast wolkenlosem
Himmel an diesen Tagen nutzten Da-
vid Travis und seine Kollegen von der
University of Wisconsin die Gelegen-
heit. Sie konnten messen, dass die
Temperaturunterschiede zwischen Tag
und Nacht mehr als ein Grad Celsius
größer waren als die Durchschnitts-
werte in den Jahren 1971 bis 2000 an
den gleichen Tagen. Ihre Ergebnisse
veröffentlicht jetzt das englische Wis-
senschaftsmagazin Nature (Band 418,
Seite 601).
Zwar bestätigt dieser Wert die Theorie,
er schließt aber andere Einflüsse nicht
aus. Daher untersuchten die Forscher
auch die drei Tage vor den Anschlägen
und die drei Tage nach dem Flugverbot
und verglichen sie mit den Werten aus
den drei Jahrzehnten davor. In beiden
Fällen waren die Temperaturunter-
schiede zwischen Tag und Nacht im
Jahr 2001 jeweils geringer als im Durch-
schnitt der drei Jahrzehnte davor. Da-
mit wäre erstmals ein Einfluss des Flug-
verkehrs auf das Klima nachgewiesen.

Herzlichen Dank allen,

die für den Erhalt
dieser Zeitung spenden!

Jeder Euro hilft dem
»blickpunkt«!

Unser Konto:
Kreissparkasse Groß-Gerau

Konto-Nr. 9003419,
BLZ 50852553
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„Hasenkästen“ in
Plassage/Lange Äcker
Mit der Aufstellung des Bebauungspla-
nes hatten die Planer ein Konzept for-
muliert, das Standards festschreibt. So
sind Niedrigenergiehäuser gefordert
ebenso die Regenwasserversickerung,
die Mindestgrundstücksbreite ist auf
sieben Meter festgesetzt, die Garage
ist im Haus zu integrieren.
Dieses Korsett fanden die Planer, die
städt. Gremien, die Aufsicht- und Ge-
nehmigungsbehörden und die Öffent-
lichkeit sinnvoll.
Nun will die Nassauische Heimstätte
(ehemals gemeinnützige Wohnungs-
baugesellschaft) ein Grundstück an-
statt mit 24 mit 32 Reihenhäuser be-
bauen. Das sei notwendig – so wird
argumentiert – damit eine bestimmte
Einkommensschicht sich ein Haus noch
leisten kann. So viel Sozialengage-
ment hatte man nicht erwartet.
Die Negativpunkte im Einzelnen: die
Garagen im Haus entfallen, werden als
Stellflächen auf dem Areal nachgewie-
sen; damit entfallen auch Parkplätze
auf der Straße. Die Grundstücksbreite
reduziert sich auf 4,77 m.
Kann man da noch ein sinnvolles, an-
genehmes Wohnen realisieren? „Da
leben die Leute die meiste Zeit auf der
Treppe.“ Solcher Unfug sollte unter-
bunden werden. Mit dem Argument:
die Leute sind doch selbst schuld, wenn
sie ein solches Haus kaufen, kann man
sich einfach heraushalten. Doch sollte
bedacht werden, dass Probleme spä-
ter auftreten.
Zur Zeit arbeitet eine Gruppe sozial
Engagierter im Zirkel „Selbstbestimmt
leben im Alter“. Das Ziel: Wege zu
finden, damit Menschen in den eige-
nen vier Wänden auch im Alter leben
können.
In diesen „Hasenkästen“ ist dies schier
unmöglich.                                     R. D.

OLYMPJA
Die Mehrheit aus SPD, CDU und FDP
beschloss im Stadtparlament Mörfel-
den-Walldorf einen Antrag zum Prüfen
der Möglichkeiten, wie sich Mörfelden-
Walldorf an Olympia 2012 beteiligen
könne.
Wer ist schon gegen Olympia? Glück-
lich die Stadt und Region, die die Spie-
le bekommt. Denn dort werden Sport-
einrichtungen und Infrastruktur ge-
schaffen, die ansonsten nicht oder erst
Jahre später realisiert werden. Doch
ist die Frage zu stellen, ob es reali-
stisch ist, dass sich Frankfurt und die
Rhein-Main-Region darum bewirbt. Hier
sind wir der Meinung, dass

1. die Aussicht auf den Zuschlag äu-
ßerst gering ist,

2. die Prioritäten in der Region anders
gesetzt werden müssen,

3. das Geschäft Coca Cola, Nike und
andere machen. Die öffentliche
Hand ist beim kommerzialisierten
Sportbetrieb nur der Teppichaus-
roller,

4. der Kreis Groß-Gerau sowieso nicht
in den Planungen vorkommt.

Je näher die Bundestagswahl rückt,
desto merkwürdigere Dinge hört man
vom Bundeskanzler. Hatte sich Ger-
hard Schröder nach den Terroran-
schlägen vom 11. September des
vergangenen Jahres in die Idee von
der uneingeschränkten Solidarität
mit den USA regelrecht verbissen,
so fand er nun vergleichsweise deut-
liche Widerworte zu einem Angriff
gegen den Irak.
Hatte er in der Frühphase der zu
Ende gehenden Legislaturperiode
gemeinsam mit dem britischen Pre-
mier Tony Blair noch ein Papier ver-
fasst, das den Neoliberalismus in
bislang nicht bekannter Weise for-
cieren sollte, so zeigte er jetzt ein
vorsichtiges Verständnis für das
Anliegen der Globalisierungsgeg-
ner.
Nun predigt er mit Blick auf die
schwere Börsenkrise eine neue Un-
ternehmenskultur „gegen maßlose
Raffgier“, nachdem sein Kabinett vier

Skepsis ist
angebracht

Jahre lang keinen Finger krumm ge-
macht hat, um etwa Spekulations-
gewinne zu besteuern.
Es ist kein Zufall, dass der Genosse
der Bosse kurz vor der Wahl öfter
mal über den kleinen Mann sinniert.
Mit seinen jüngsten Thesen gegen
die Unternehmens-Raffgier und für
eine „Wirtschaft für Menschen“ reiht
er sich nun beinahe schon unter den
Moralphilosophen ein.
Zu vermuten ist indessen, dass er
dazu weniger durch einen Blick ins
SPD-Grundsatzprogramm animiert
wurde, als vielmehr durch den Zu-
sammenbruch der New Economy
und die Wahlumfragen. Ob die Wäh-
ler seine Floskeln willig oder einfach
nur gedankenlos schlucken, bleibt
abzuwarten. Gerade jene, die sich
nach 16 Jahren unsozialer Kohl-
Politik von Schröder etwas anderes
versprochen hatten, dürften schwer
ernüchtert sein. Rot-Grün hatte vier
Jahre lang die Chance, eine Alter-
native wenigstens in Ansätzen zu
etablieren. Zu oft allerdings fehlten
Wille und Courage. Mit ein paar schö-
nen Worten von kurzer Halbwertzeit
wird da nicht viel zu retten sein.

5. Außerdem wird jetzt schon als Vor-
aussetzung für Olmpia in Frankfurt,
der Ausbau des Flughafens propa-
giert.

Da wird gejammert – und zu Recht -
dass die Stadt finanziell am Ende sei;
wird über Gebührensteigerungen im
Kita-Bereich nachgedacht; die Vereins-
bezuschussung und Sozialetat werden
mit einer Haushaushaltssperre belegt
. . . Und dann lässt man prüfen, ob wir
uns nicht um Olympia bewerben sol-
len. Wie verantwortungsvoll und reali-
tätsbezogen sind die Jasager zu die-
sem Antrag?                               R. D.

Sehr lesenswert
Wochenzeitung der DKP

Probeexemplare
Neue Impulse Verlag
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen
e-Mail: NeueImpulse@aol.com
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Der
„blickpunkt“
freut sich auf

Leserbriefe

Böse Überraschung
oder Filetstück mit
Maden

Die Alternative zum Domizil der Stadt-
werke im Walldorfer Postgebäude wäre
nach unserer Meinung die Einmietung
etwa im Walldorf-Center und der Ver-
kauf des Postgebäudes gewesen. Die
Parlamentsmehrheit hat dies abge-
lehnt. „Ein Haus an exponierter Stelle
verkauft man nicht“, „ein Filetstück ist
dieses Haus“ . . . Das waren die Ge-
genargumente.

Nun wird das Haus saniert und umge-
baut. Und wie es so ist bei alten Gebäu-
den, es ist „der Wurm drin“. Die Decken
müssen aufwendig saniert werden, weil
in den 60er Jahren viel Pfusch am Bau
üblich war. (Die Stahlarmierungen sind
teilweise sichtbar und haben Rost an-
gesetzt.) Damit reichen die geschätz-
ten Kosten von über 1,5 Mill. Euro für
die Stadtwerkeunterkunft natürlich nicht
aus. Der Gebührenzahler wird’s rich-
ten müssen.                                R. D.

Kalkuliert -
verkalkuliert

Der 2. Bauabschnitt des Bürgerhauses
ist im Rohbau fertig. Teilweise sind
schon Fassade und Fenster eingebaut.
Das Atrium - das Glasdach des Trep-
penhauses - nimmt Gestalt an. Mit et-
was Fantasie kann man sich das Haus
vorstellen - architektonisch gelungen.
Auch hier gilt natürlich wie bei fast allen
alten Häusern: entweder haben die
ehemaligen Erbauer oder Sanierer am
Notwendigen gespart, oder es wurde
geschlampt, und neue Vorschriften
etwa beim Brandschutz, Statik, Sicher-
heit sind hinzu gekommen.

So bleibt es nicht bei den anfangs
kalkulierten 13 Mill. DM, sondern es
werden fast 15 Mill. DM. Die Verwal-
tung versichert, dass keine neuen Ko-
stensteigerungen zu erwarten seien.
Wir sind gespannt.

Und das passiert in einer Zeit, wo die
Stadt finanziell mit dem Rücken zur
Wand steht. Magere Jahre stehen uns
bevor.                                          R. D.

Aus Dreck Geld
machen

Der Bornbruchsee wird mit Schutt
verfüllt. So lautete eine Überschrift
in einer Zeitung. Der idyllische
See (auch Schwanensee ge-
nannt, weil hier einmal Schwäne
heimisch waren) am Kalkstein-
werk am Oberwald gehört der
Gemeinde Nauheim. Ein Angler-
club hatte ihn gemietet. An der
Schutzhütte trafen sich immer
Leute zum Feiern. Ausflügler
machen hier oft eine kurze Rast
und lassen die Ruhe und Be-
schaulichkeit auf sich wirken.
Unter Badefreunden – mit und
ohne Hülle – ist der See ein Ge-
heimtip.

Das alles soll bald der Vergan-
genheit angehören, wenn die Plä-
ne der neuen Besitzer, eine Bau-
stofffirma aus Bensheim, Realität
werden. Der See soll verfüllt  wer-
den und teils als Lagerfläche für
das Nachbarunternehmen die-
nen. Im Mörfelder Rathaus zuckt
man mit den Schultern, was sol-
len wir machen? Wir haben nicht
das Geld um den See zu kaufen
und zu erhalten.
Geht das alles mit rechten Dingen
zu? Mit was wird verfüllt? Entste-
hen evtl. Gefahren für die Trink-
wasserversorgung? Kann Kontrol-
le Risiken ausschließen? Was
sagt die untere und obere Was-
serbehörde dazu? Ist weiteres
Gewerbegebiet lt. Flächennut-
zungsplan zulässig? Hat Mörfel-
den-Walldorf da nicht ein Wort mit
zu reden? An offenen Wasserflä-
chen ist unsere Gemarkung arm
und daher wäre es schade, wenn
allein des Profits wegen ein Idyll
verschwinden würden.        R. D.

Wieder eine neue
Kiesgrube ?
In der Vergangenheit haben sich die
Stadt Mörfelden-Walldorf und ihre Bür-
ger schon öfter gegen Waldabholzun-
gen zur Flughafenerweiterung oder bei
neuen Kiesgruben, wehren müssen.
Das Vorhaben der Firma Mitteldorf öst-
lich der Autobahn eine Große Grube
anzulegen, konnte vereitelt werden
(damals gegen die Meinung der örtli-
chen CDU).

Nun ist zu erfahren, dass im Bereich
Kalksandsteinwerk-Bornbruchsee von
dem dortigen Unternehmen neue Pla-
nungen vorangetrieben werden. Es
wurde bekannt, dass die Firma Horst
Dreher den Bornbruchsee von der
Gemeinde Nauheim erwerben will um
ihn mit Aushub verfüllen zu können.
Dabei muß man wissen, dass heute
mit dem Verfüllen einer Grube oft mehr
Geld zu verdienen ist, wie mit dem
Ausbaggern von Sand und Kies.
Aus sicherer Quelle konnten wir erfah-
ren, dass die gleiche Firma ganz in der
Nähe des Sees eine neue Kiesgrube
plant, was mit erheblichen Waldabhol-
zungen verbunden wäre. Wie es heißt,
wurden bereits Probebohrungen vor-
genommen. Da es sich um Staatsforst
handelt, ist anzunehmen, dass die hes-
sische CDU-Landesregierung infor-
miert ist und die örtliche CDU mit ihrem
CDU-Landtagsabgeordneten Hasel-
bach dem Vorhaben positiv gegenüber-
stehen.
Wir sind der Meinung, dass dieses
Vorhaben unbedingt verhindert wer-
den muß. Luftaufnahmen zeigen, dass
es in unseren Wäldern bereits viele
künstliche, durch die Kiesausbeute ent-
standene, Wasserlöcher gibt.
Die Fraktion der DKP/OL versucht jetzt
mit einer offiziellen Anfrage und ande-
ren Initiativen Licht in die Sache zu
bringen, damit größerer Widerstand
entwickelt werden kann.                HH
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Grüne laufen nach
Abstimmungsnieder-
lage weg

Nachdem SPD/FDP und CDU mit gro-
ßer Mehrheit beschlossen hatten, den
Antrag der Grünen gegen die Auswei-
tung des Frankfurter Flughafens durch
den Bau der DLH-Werft in der August-
Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung nicht zu behandeln, verließen die-
se empört den Sitzungssaal.
Was immer sich SPD/FDP, CDU und
Bürgermeister Brehl von der Beant-
wortung der Fragen an die Fraport AG
versprechen: Der Antrag der Grünen
entspricht folgerichtig der seitherigen
Mehrheitsmeinung der städtischen
Gremien, jeden Ausbau des Flugha-
fens außerhalb des umzäunten Be-
triebsgeländes abzulehnen.
Insofern ist für mich nicht nachvollzieh-
bar,  wo an dieser Stelle der angemel-
dete „Beratungsbedarf“ von SPD und
CDU herkommt. Offensichtlich wollte
an diesem Abend keiner von der „Gro-
ßen Koalition“ über dieses Thema re-
den. Das Thema von der Tagesord-
nung zu nehmen war fragwürdig und
bedenklich, deswegen die Sitzung zu
verlassen, die auch noch andere wich-
tige Tagesordnungspunkte hatte, war
m.E. keine angemessene Reaktion.
Und das alles hängt sicher mit der
Bundestagswahl zusammen.
Inzwischen soll ja nach Presseberich-
ten der Stadt eine Antwort der Fraport
AG vorliegen und ich erwarte, dass sie
unverzüglich den Stadtverordneten
zugeleitet wird.
An der Frage, wo da „Verhandlungs-
masse“ ist, werden alle diejenigen nicht
vorbei kommen, die sich das Thema
diesmal „per Beschluß“ vom Hals ge-
schafft haben. Interessant wird dann
auch sein, inwieweit die Pläne der Fra-
port AG Teil des Flughafenkonzepts
der Bundesregierung sind, das die Grü-
nen im Bundestag mit Beifall bedacht
haben. Fortlaufen hilft da nichts.
                                Gerd Schulmeyer

Die linke Kraft im
Bundestag stärken  -
PDS wählen!

Am 22.September 2002 ist Bundestagswahl. Wenn auch in vielen
Medien der Eindruck gefördert wird, es wäre eine „Kanzlerwahl“:
Gewählt werden die Abgeordneten des Deutschen Bundestags!
Dabei ist das Abschneiden der PDS von besonderer Bedeutung für
die zukünftige Politik in unserem Land.
PDS-Abgeordnete werden ganz sicher nicht Stoiber zum Kanzler
wählen und vor allem: Die PDS hat sich als linke Kraft im Bundestag
bewährt. Sie hat ein klares politisches Profil und kann Einfluss auf die
Haltung aller anderen politischen Kräfte nehmen, weil sie auch
außerparlamentarisch wirkt.
Das merkt man zurzeit besonders deutlich in der „Friedensfrage“. Im
Wahlkampf überbieten sich die „uneingeschränkt solidarischen
Kriegsteilnehmer“ mit Friedensbekundungen. Nach der Wahl wird es
wichtig sein, dass die PDS auch weiterhin im Parlament „Nein zu
Kriegseinsätzen“ sagen kann und die anderen an ihre Wahlparolen
erinnert. Das gilt ebenso für wirksame Maßnahmen gegen Massenar-
beitslosigkeit, wo es um die Schaffung von mehr Arbeitsplätzen
gehen muss und nicht um mehr Druck auf Arbeitslose. In der
Finanzpolitik geht für die PDS kein Weg an der Besteuerung von
Unternehmensgewinnen und einer Vermögenssteuer vorbei. Die
deutliche Verbesserung der Finanzsituation der Städte und Gemein-
den ist bei der PDS seit Jahren ein zentrales Anliegen, das sie
kompetent und nachdrücklich verfolgt.
Die PDS sagt, „Antifaschismus“ gehört ins Grundgesetz. Für mich
heißt das vor allem, Neonazi-Organisationen sind zu verbieten und
aufzulösen, nicht mit Staatsgeldern und Verfassungsschutzagenten
aufrecht zu erhalten.
In der für uns im Wahlkreis Groß-Gerau wichtigen Frage des Flugha-
fenausbaus in Frankfurt hat die PDS eine klare Position gegen die
Erweiterungspläne der Fraport AG bezogen und tritt für ein Nacht-
flugverbot von 22 – 6 Uhr ein. Im Bundestag hat sie u.a. beantragt, das
Flughafenkonzept der Bundesregierung zu ändern, das den Flugha-
fenausbau in Frankfurt vorsieht .  SPD und Grüne haben das Flugha-
fenkonzept beklatscht und den PDS-Antrag abgelehnt. Das sollte vor
allem manchem „Grün-Wähler“ zu denken geben.
Die PDS ist für alle, die mehr Druck von links entwickeln wollen, eine
gute Adresse. Am 22.September heißt es: Farbe bekennen! Wer
Stoiber verhindern und eine andere Politik befördern will, wählt am
besten PDS.

Gerhard Schulmeyer
Wahlkreiskandidat der PDS im Wahlkreis 185 Groß-Gerau

P.S.: Die SPD setzt im Wahlkreis ca. 25.000,- Euro für
den Wahlkampf ein. Die CDU noch mehr .  Da kommt die
PDS nicht mit. Wer den Wahlkampf des PDS-Kandida-
ten unterstützen will, kann auf das Konto:
„PDS Kreisverband Groß-Gerau, Kreissparkasse Groß-
Gerau, BLZ 50852553, Kto.-Nr. 6010789“ spenden.

Wer will den „blickpunkt“?
Manchmal beklagen sich Leute, sie hätten
keinen „blickpunkt“ erhalten. Dem kann man
abhelfen! Wer den „blickpunkt“ sofort nach
Erscheinen zugeschickt haben will, bezahlt
DM 20,- Portokosten pro Jahr auf das Konto:
Kreissparkasse Groß-Gerau, Konto-Nr.
9003419, BLZ 50852553. Dann kommt der
„blickpunkt“ per Post.
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Das verheerende Hochwasser der Elbe
und ihrer Nebenflüsse und die dadurch
entstandenen dramatischen Schäden
beschäftigen uns alle sehr. Die Solida-
rität mit den Opfern und die Spenden-
bereitschaft ist erfreulich groß. (Im Bür-
gerhaus wurden bei einer PDS-Ver-
sammlung fast 500 Euro gespendet).
Es besteht jedoch die große Gefahr,
daß die Schreckensbilder bei den nicht
direkt Betroffenen, noch bevor die letz-
ten überfluteten Keller gesäubert sind,
in Vergessenheit geraten. Immer noch
hört man in Gesprächen die Meinung:
„Na ja, Naturkatastrophen hat es schon
immer gegeben“. Doch immer mehr
Menschen spüren, daß sich etwas ver-
ändert hat und dass der Klimawandel
eine Bedrohung ist. Bei dem UN-Welt-
gipfel im südafrikanischen Johannes-
burg ging es wieder einmal um die
Zukunft unseres Planeten. Dass es mit
diesem nicht zum besten steht, hat der
Club of Rome schon vor 30 Jahren mit
der Publikation „Die Grenzen des
Wachstums“ eindringlich vor Augen
geführt. Gesagt und geschrieben wur-
de in der Zeit sehr viel und auch sehr
eindringlich. Nur hören wollten es die
Verantwortlichen nicht.
Der Klimawandel hat begonnen und es
wird gravierende Veränderungen mit
katastrophalen Auswirkungen für
Mensch und Umwelt geben, wenn es
nicht gelingt den Ausstoß der von Men-
schen verursachten Treibhausgase zu
reduzieren. Der Beweis für die Erder-
wärmung wurde vielfach angetreten.
Die Eismassen der Antarktis sind um
ein Viertel kleiner geworden und die
europäischen Alpengletscher haben
seit 1850, die letzten Jahrzehnte mit
steigender Tendenz, die Hälfte ihres
Volumens verloren. In Europa ist schon
ein Viertel aller Bäume krank und ein
Viertel der Tropenwälder ist im letzten
halben Jahrhundert verschwunden.
Solche Hinweise, von Wissenschaft-
lern dokumentiert, könnten noch Sei-
ten lang fortgesetzt werden. Der Direk-
tor der UN-Umweltorganisation, Klaus
Töpfer, sagte in Johannesburg: „Die
Erde befindet sich an einem kritischen
Punkt und die Wetterkatastrophen der
jüngsten Zeit, wie die Trockenheit im
südlichen Afrika sowie das Hochwas-
ser in Asien und Mitteleuropa, sind

Hochwasser
auch bei
uns möglich?

Fingerzeige“. Können auch wir die Aus-
wirkungen der Klimaveränderungen zu
spüren bekommen?
Wie sieht es im Kreis Groß-Gerau bei
einem Jahrhundert-Hochwasser des
Rheins aus? Hochwasserexperten der
Technischen Universität Darmstadt
fordern mehr Bewusstsein für die Ge-
fahr und zeigen an Hand einer Karte
wie weit die Überschwemmungen rei-
chen würden und welche Gemeinden
links und rechts des Rheins betroffen
wären. Daraus geht hervor, daß das
Wasser auch unsere Gemarkung er-
reicht. Dabei ist sicher noch nicht be-
rücksichtigt, was die Bäche, die durch
unsere Gemarkung fließen, an Was-
sermassen mitbringen. Wie groß ist die
Gefahr, dass auch in Mörfelden wieder
Strassen und Keller unter Wasser ste-
hen wie in den Jahren 1961,1965 und
1981?

Bei Regenmengen wie sie in den be-
troffenen Gebieten niedergegangen
sind, werden auch bei uns die Bäche
über die Ufer treten, werden die beiden
Verrohrungen des Wurzel-/Gerätsba-
ches an der Unterpforte nicht ausrei-
chen und wäre unser ganzes Kanal-
netz unterdimensioniert.
Es ist also höchste Zeit zum Umden-
ken und zum Handeln. Den Flüssen ist
mehr Raum zugeben und auch an den
Bächen sind Retentionsräume zu
schaffen, damit erst garnicht soviel
Wasser in den großen Fluß kommt.
Auch in unserer Stadt muß geprüft
werden, ob die bisher getroffenen Maß-
nahmen bei einem außergewöhnliches
Hochwasser noch ausreichen. Aber an
erster Stelle müssen wir alle dazu bei-
tragen, daß eine Kehrtwende in der
Umweltbelastung unserer Erde einge-
leitet wird.                     Heinz Hechler

Und Struck bestellt
weiter ...
Spenden- und Hilfsbereitschaft für
die Betroffenen der Flutkatastrophe
sind groß. Auch in unserer Stadt
gab es bemerkenswerte Solidaritäts-
aktionen. Millionen will die Bundes-
regierung für die Geschädigten der
Flut bereitstellen. Milliarden werden
für die Beseitigung der Schäden
gebraucht. Der Rest ist eine natio-
nale Aufgabe, sagt der Kanzler. Die
Kassen sind leer, sagt der Finanz-
minister. Dann gibt es nur zwei Mög-
lichkeiten, erklären die Zeitungsre-
dakteure: Umschichten oder Schul-
den machen. Auf den Gedanken,
neue Einnahmequellen zu erschlie-
ßen, traut sich niemand zu kom-
men. Dabei springen sie geradezu
ins Auge. Etwa die über 9 Milliarden
Euro Steuerentlastungen für Profite
im vergangenen Jahr oder die 50
Milliarden Euro, die alljährlich in die
Staatskasse flössen, wäre der An-
teil der Gewinnsteuern am gesam-
ten Steueraufkommen heute so groß
wie 1980.
Bleiben wir beim Umschichten. Ex-
perten der Münchner Rückversiche-
rung haben unlängst errechnet, dass
die klimabedingten Schäden per-
manent anwachsen. Ein weiteres
Ansteigen wie in den letzten 20 Jah-
ren vorausgesetzt, werden sie in 60
Jahren global höher sein als das

gesamte weltweite Bruttosozialpro-
dukt.
Der militärisch-industrielle Komplex
hat sich hierzulande in den letzten
zehn Jahre viel zu Gute gehalten
auf die Etablierung eines „erweiter-
ten Sicherheitsbegriffes“, mit des-
sen Hilfe über alles diskutiert wer-
den konnte: Hunger und Unterent-
wicklung, weltweite Flüchtlingsströ-
me und Wasserknappheit, Armut
und Umweltzerstörung. Am Ende
sollte eine immer höher gerüstete
Interventionsarmee Bundeswehr
alle Krisen und Katastrophen auf
Distanz halten. Ein Unterfangen,
bei dem die Bereitschaft zu „militä-
rischen Abenteuern“ mit einge-
schlossen war und ist, soweit sie im
„deutschen (Kapital)Interesse“ lie-
gen. Diese Interessen verschlingen
jährlich 30 Milliarden Euro zur Vor-
bereitung und zur Führung von Krie-
gen. Mit den wirklichen Sicherheits-
interessen der Menschen haben sie
nichts zu tun, wie die große Flut und
das Fehlen eines „Verteidigungs-
haushaltes gegen Umweltkatastro-
phen“ belegen.
Statt Umschichten regiert aber das
Weiter-so. Noch am 16. August -
auf dem Höhepunkt der Flutkata-
strophe in Sachsen - fand es Schar-
ping-Nachfolger Struck angebracht,
an der Taufe der superteuren (rund
700 Millionen Euro) neuen Fregatte
124 „Hamburg“ auf der HDW-Werft
in Kiel teilzunehmen.
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Schbrisch

Heit kann mer baal
soim eischene

Aasch
net meh draue.

 „Goethe light“
Der Film von Thomas Frickel mit Christo Aprilov, Cornelia Niemann,

Erich Schaffner, Konrad Kujau u.v.a.
kommt am 8. und 9. Oktober 2002 um 20 Uhr endlich in das Kino „Lichtblick“

Und außerdem:

Erich Schaffner spielt und singt:

„Johann Wolfgang hat Geburtstag“
eine verspätete Feier zum 250.

Am Klavier: Georg Klemp

Am 22. November 2002 um 20 Uhr in der Aula der Bgm.-Klingler-Schule
Vorverkauf: Tel. 23255

ES  LÄDT  EIN:  DIE  FREIRELIGIÖSE  GEMEINDE  MÖRFELDEN

Es war etwa Ende der 1920er Jahre als das Haus von Maurermeister Friedrich Wilhelm Küchler in
Mörfelden, Langener Strasse 8 aufgestockt wurde. Es handelt sich um das Haus, in dem 30 Jahre lang
bis 1990 Radio-Landau sein Geschäft betrieb. Die Küchler´s waren über drei Generationen kleine
Bauunternehmer. Großvater und Vater mit gleichem Vornamen hatten in Mörfelden noch den über
Jahrzehnte zurück reichenden Beinamen „Decherhannes“. Der Ursprung ist in Archiven festgehalten
und besagt, daß vor 150 Jahren eine Frau Decher mit einem Küchler verheiratet war, der aber bald verstarb. Aus
der Ehe ging ein Sohn namens Hannes hervor, den alle „Decherhannes“ nannten. Die Zimmerleute benutzten den
„Dalles“, heute Marktplatz und wieder Kerweplatz, als Zimmerplatz. Die Deckenbalkenlage wurde gerade
zugerichtet (abgebunden). Diese Arbeiten, einschließlich der neuen Dachkonstruktion, hatte Küchler dem Mörfel-
der Zimmermeister Ernst Scherer mit seinen Söhnen aus der Gerauer Straße 27 übertragen.


